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                                                                                                                                                     Im  September 2006

Gewerkschaft der Polizei
Landesbezirk Nordrhein-Westfalen

Kreisgruppe Steinfurt
          Seniorenvertreter (APS)
    S e n i o r e n – N e w s

           ==============================================

​​_____

             ( (0 5971) 7744

(  jo-paschke@t-online.de                                                                                                         Alle News-Ausgaben sind nachzulesen
j.paschke@dgb-rheine.de                                                                                                             unter:  www.gdp-steinfurt.de/senioren
Erlass des Innenministers zur Gesetzlichen Altersgrenze für Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte (PVB) des Landes Nordrhein-Westfalen
In Art. 7 § 5 Abs. 2, 3 des 10. Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 17.12.2003 – 10. Dienstrechtsänderungsgesetz - (GV. NRW. S. 814) werden für PVB der Geburtsjahrgänge 1947, 1948 und 1949 besondere Altersgrenzen festgelegt. Die Altersgrenze des § 192 Abs. 1 Landesbeamtengesetz (LBG) in der ab dem 01.01.2007 geltenden Fassung gilt gemäß Art. 7 § 5 Abs. 1 des 10. Dienstrechtsänderungsgesetzes für PVB ab dem Geburtsjahrgang 1950.

Ich weise darauf hin, dass die gemäß Art. 9 Satz 2 des 10. Dienstrechtsänderungsgesetzes ab dem 01.01.2007 geltende Verringerung der Altersgrenze für fünfundzwanzig Dienstjahre, die im Wechselschichtdienst abgeleistet wurden (§ 192 Abs. 3 LBG in der ab dem 01.01.2007 geltenden Fassung), auch für PVB der Geburtsjahrgänge 1947, 1948 und 1949 eintritt, sofern die im Wechselschichtdienst abgeleisteten Zeiten nachgewiesen werden. Durch die Verringerung wird die Altersgrenze dabei maximal auf den Zeitpunkt der Vollendung des 60. Lebensjahres abgesenkt.

Die Bezirksregierungen werden gebeten, die Kreispolizeibehörden ihres Bezirkes zu unterrichten.

Im Auftrag

gez. Wesseler
 Düsseldorf, Aktenzeichen 45.2 - 42.01.05 vom 17. August 2006
Hinweise:

Sterbefall 

Was zahlt die Beihilfe zu Bestattungskosten? 

Zu den Kosten aus Anlass des Todes (Bestattungskosten) wird keine Beihilfe gewährt, lediglich die Kosten für die Überführung der Leiche oder Urne können beihilfefähig sein.

Wer kann Kosten meiner letzten Krankheit und aus Anlass des Todes (Überführungskosten) geltend machen?

Hinterbliebene Ehegatten, eingetragene Lebenspartner, leibliche Kinder oder Erben des/der verstorbenen Beihilfeberechtigten können die Kosten der letzten Krankheit und die Kosten für die Überführung der Leiche oder Urne geltend machen.

Außerdem haben alle anderen Personen ein Antragsrecht, die diese Kosten getragen haben, soweit sie von dritter Seite in Rechnung gestellt wurden. 

Empfangsberechtigt ist, wer die Originale der Kostenbelege zuerst einreicht.

Wie werden die hinterbliebenen Ehegatten steuerlich behandelt?

Nicht nur Ehegatten profitieren von der steuerlich günstigen Zusammenveranlagung. Auch eine Witwe oder ein Witwer kann im Jahr nach dem Tod des Partners –vorausgesetzt, sie oder er hat nicht wieder geheiratet- eine 

Zusammenveranlagung beim Finanzamt beantragen, Erst im zweiten Jahr nach dem Tod des Partners wird das Einkommen dann nach der ungünstigen Grundtabelle versteuert.

Bekomme ich von der GdP einen Sterbegeldzuschuss?

In diesem Zusammenhang möchte ich auch noch darauf hinweisen, dass über die GdP-Kreisgruppe, unter Beifügung einer Sterbeurkunde, der Sterbegeldzuschuss zu beantragen ist. Das gilt sowohl für das Mitglied, als auch für den Ehegatten. Die Höhe richtet sich nach der Zeit der Mitgliedschaft. 
Die hinterbliebenen Ehegatten sollten nicht aus der GdP austreten, damit sie später auch noch einen Anspruch auf den Sterbegeldzuschuss haben.

Wo kann ich eine Sterbegeldversicherung abschließen?

Tarifvariante Senioren z.B. bei der PVAG.





Senioren (ab 55.Lebensjahr) ohne Altersbegrenzung. Bisher wurde bei Senioren über 65 die Zahlung der Invaliditätssumme immer über eine Rente geleistet. Dies hatte zur Folge, dass eine Unfallrente steuerpflichtig war. Nicht jedoch bei der PVAG - Kapitalleistung auch nach dem 65. Lebensjahr. 

Die Auszahlung erfolgt in einer Summe und ist  steuerfrei.
In den allgemeinen Versicherungsbedingungen sind Unfälle, die in Folge einer Bewusstseinsstörung (Schwindelanfälle) passierten, von der Leistung ausgeschlossen, bei der PVAG nicht.

Highlight des PVAG Senioren Tarifes 
Einschluss von Unfällen, die durch Bewusstseinsstörungen verursacht wurden!!

Haben Vorerkrankungen ( z.B. Osteoporose) bei der Gesundheitsschädigung mitgewirkt, so mindert dieser Umstand normalerweise den Invaliditätsgrad und somit die Summe - nicht jedoch bei der PVAG

Keine Anrechnung von Vorerkrankungen.

Da Sterbegeldversicherungen wegen des hohen Risikos verhältnismäßig teuer sind, wird angeraten, bei anderen Versicherungen Angebote einzuholen.

Interessantes aus dem Blätterwald

(auszugsweise)

Kürzung der Pension ist rechtens

 Karlsruhe.    Beamte müssen eine Kürzung ihrer Pensionen hinnehmen, wenn sie vor Ablauf der gesetzlichen Altersgrenze (von 65 Jahren, Polizeibeamte in NRW ab 2010 62 Jahre) in den Ruhestand gehen. In einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes heißt es, solche Abschläge seinen vom Grundgesetz gedeckt. Mit dieser Feststellung begründeten die Richter die Unzulässigkeit der Beschwerde eines mit 62 Jahren in Pension gegangenen Staatsdieners. Der aus Hannover stammende Beamte, der trotz des Abschlages von 100 EURO monatlich 2700 € Pension bezieht, bezeichnete die Kürzung vor allem deshalb als verfassungswidrig, weil er mehr als 40 Dienstjahre abgeleistet habe (Az. 2 BvR 361/03).
Strompreise steigen ab Januar

Hamburg.  In weiten Teilen Deutschlands müssen sich die Menschen zum Jahreswechsel auf höhere Strompreise einstellen. Zahlreiche Versorger planen Erhöhungen zum 01. Januar 2007, wie eine Umfrage ergab. In welcher Höhe die Strompreise steigen werden, bleibt allerdings unklar. Vereinzelt ist von einer Größenordnung von 2 Cent je Kilowattstunde die Rede, vielleicht sogar um bis zu 15 %. Zusätzlich müssen die Verbraucher auch die höhere Mehrwertsteuer einkalkulieren. Im nordrhein-westfälischen Energieministerium  sind bislang fünf bis zehn Anträge, bei insgesamt 132 Versorgern im Land, eingegangen. Ein Sprecher sagte, er rechne mit weiteren Anträgen in den nächsten Tagen.
Zum Schluss das Wichtigste !!

Termin am 19. September 2006, 15,00 Uhr, in der Fischerhütte.
Das Motto: „Tierisches vom Grillrost“.

Nicht vergessen und anmelden!
    Die Einladung habt Ihr ja schon erhalten; entweder per E-Mail oder mit der Post. Wir rechnen mit Euch!

              Euer
Ansprechpartner für Senioren

-Jo. Paschke-

Gemeinsam werden wir 

unsere Interessen durchsetzen
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